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zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Gesetz zur Anpassung des Verpackungsrechts und anderer 
Rechtsbereiche an die Verordnung (EU) 2025/40 
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Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
AG C III 7  
Stresemannstraße 128-130 
10117 Berlin 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Möglichkeit der Abgabe einer Stellungnahme anlässlich der Verbändeanhörung zum 

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit - Gesetz zur Anpassung des Verpackungsrechts und anderer 

Rechtsbereiche an die Verordnung (EU) 2025/40 betreffend, danken wir.  

 

I. Grundlagen 

 

Am 11.02.2025 ist die Verordnung (EU) 2025/40 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 19.12.2024 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (nachfolgend „PPWR“ genannt) 

(ABl. L 2025/40 vom 22.01.2024, EU-Verpackungsverordnung) in Kraft getreten. Wesentliche 

Vorschriften werden 18 Monate nach Inkrafttreten der Verordnung, d.h. am 12. August 2026, 

wirksam. Die Vorschriften gelten dann vielfach unmittelbar in Deutschland. Für einige 

Vorschriften enthält die Verordnung jedoch gesonderte Inkrafttretens-, Wirksamkeits- oder 

Übergangsregelungen. Der Referentenentwurf zum neuen Verpackungsrecht (nachfolgend 

„Entwurf“ genannt) dient dazu, das nationale Recht an die EU-Verordnung 2025/40 

anzupassen. Im Entwurf wird grundsätzlich angestrebt, bestehende Regelungen möglichst 

beizubehalten, soweit sie zur neuen EU-Regulierung passen. Die PPWR fokussiert weniger auf 

Rücknahme einzelner leerer Verpackungen, sondern setzt ihren Schwerpunkt stärker auf 

nachhaltiges Verpackungsdesign, Wiederverwendung und die Möglichkeit durch Recycling 

Verpackungen in den Stoffkreislauf zurückzuführen. Die bisherige Rücknahmelogik könnte in 

vielen Fällen durch Systeme von Mehrweg, Refill oder Rückführung im Rahmen von 

industriellen Rücknahme- und Recyclingsystemen ersetzt werden.  

 

Für klassische Transport- und Umverpackungen dürfte aber eine Art Rücknahmeverpflichtung 

weiterhin sinnvoll bleiben, insbesondere dort, wo Verpackungen nicht in standardisierten 

Mehrweg-Systemen geführt werden. 

 

Für Tankstellenunternehmen könnte dies konkret bedeuten, dass Rücknahmepflichten (für 

die von Ihnen geführten Waren), erweiterte Nachweispflichten, mögliche neue 
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Anforderungen an das Verpackungsdesign, finanzielle Beiträge und organisatorische 

Maßnahmen (Sammelstellen, Mitarbeiterschulung) erfüllt werden müssten. 

 

II. Im Einzelnen: 

 
1. Abgrenzungssystembeteiligung / Pflichten gegenüber dualen Systemen 

 
Die PPWR betrifft alle Verpackungen und Verpackungsabfälle, also auch 
Getränkeverpackungen.  Allerdings existieren in Deutschland bereits eigene Regelungen für 
Getränkeverpackungen. Insofern ist denkbar, dass nationale Regelungen Pfandverpackungen 
bzw. Einweg-Getränkeverpackungen separat regeln. Daher sollte der nationale Gesetzgeber 
im Rahmen des Entwurfs besondere Ausnahmen, Übergangsregelungen oder 
Harmonisierungsvorgaben vorsehen. Der Entwurf ist diesbezüglich aus unserer Sicht nicht 
eindeutig: 
 
Verpackungen, die systembeteiligungspflichtig sind (Haushaltsverpackungen im dualen 
System / Pfandregelungen), bleiben vom speziellen Rücknahmezuschnitt unberührt - 
Pfandrecht und duales System gelten weiter. Der Entwurf erweitert jedoch die 
Systembeteiligungspflicht in einigen Bereichen (z. B. bestimmte gewerbliche Verpackungen). 
Der Gesetzgeber sollte daher Verkaufsverpackungen, die bereits systembeteiligt sind, 
vollständig aus dem Entwurf ausnehmen. 
 

2. Dokumentations- und Nachweispflichten / finanzielle Beiträge 
 
Der Entwurf sieht erweiterte Nachweispflichten und finanziellen Beiträge zur 
Abfallvermeidung/Recycling vor. Unsere Mitgliedsunternehmen müssen unter Umständen 
künftig mehr Daten liefern (Mengen, Materialarten, Rücknahmezahlen) und ggf. Beiträge 
zahlen. Hinzu kommen Kosten und bürokratische Aufwände für die Buchführung über 
zurückgenommene Verpackungen und die Meldungen an Behörden.  
 

3. Unklare Rechtslage / Übergangs- und Umsetzungszeitpunkt unrealistisch 
 
Der Entwurf ist innerhalb der Bundesregierung noch nicht abschließend abgestimmt und von 

der Bundesregierung noch nicht beschlossen. Viele zentrale Begriffe (z. B. welche 

Verpackungen genau erfasst sind, welche Ausnahmen gelten) bleiben unklar. Es drohen für 

mittelständische Tankstellenbetreiber bürokratischer Mehraufwand und Verwaltungs- sowie 

Dokumentationspflichten. 

Der Zeitplan der Umsetzung des Entwurfs durch die Unternehmen ist aus unserer Sicht nicht 
realistisch. Die EU-Vorgaben gelten ab 12. August 2026 — dies lässt wenig Vorlaufzeit, um 
logistische, organisatorische und IT-Anpassungen umzusetzen.  
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Der Entwurf weitet die Herstellerverantwortung und Rücknahme-/Recyclingpflichten deutlich 
aus. Der Entwurf verbindet dies mit Zulassungspflicht für Organisationen, erweiterte 
Systembeteiligungen und neue Rücknahmesysteme. Für viele Mitgliedsunternehmen, 
insbesondere kleinere Tankstellen bzw. unabhängige Shops, könnte der bürokratische 
Aufwand stark steigen, beispielsweise durch Anpassung des Warenwirtschafts-
/Kassensystems, durch die Schulung von Mitarbeitern oder durch erforderliche neue 
Rückgabe- und Lagerkonzepte. Diese Mehrkosten durch Recyclingquoten, Verwaltung und 
Rücknahmesysteme könnten insgesamt sehr erheblich sein.  
 
In Verbindung mit geringen Margen im Tankstellen- und Einzelhandel besteht das Risiko, dass 
solche Kosten die Wettbewerbsfähigkeit belasten, vor allem zum Nachteil unabhängiger, und 
kleinerer Tankstellenunternehmen.  
 
Viele Verpackungen, die in Tankstellen verkauft werden (z. B. Ölkanister, Kühlflüssigkeit, 
chemische Produkte), sind nicht vergleichbar mit standardisierten Konsum-
Einwegverpackungen, da die Rücknahme, Lagerung und Entsorgung  logistisch aufwändiger  
und mit Haftungsrisiken behaftet sind. Eine generelle Rücknahmepflicht für solche Gebinde 
kann unpraktikabel sein, insbesondere, wenn viele Kunden diese nicht zurückgeben möchten 
oder leere Verpackungen kontaminiert sind. Der Entwurf greift diese praktischen 
Schwierigkeiten nicht hinreichend auf. Oftmals fehlt eine klare Differenzierung zwischen 
Haushalts- und gewerblichen Verpackungen oder es bleibt unklar, wie Entsorgung und 
Rückführung organisiert werden sollen.  

 
4. Wettbewerbs- und Wettbewerbsnachteilsrisiken — besonders für mittelständische 

Tankstellenunternehmen 
 
Durch die neuen Pflichten werden mittelständische Tankstellenunternehmen benachteiligt. 
Großunternehmen mit eigener Logistik, Abfallmanagement und einer entsprechenden 
Einkaufsmacht können die Pflichten aus dem Entwurf einfacher erfüllen. Dagegen haben 
kleinere unabhängig betriebene Tankstellen einen deutlich größeren Aufwand für die 
Erfüllung der Pflichten nach dem Entwurf. 
 
In der Praxis ist nicht klar, wie Mehrweg- oder Refill-Systeme flächendeckend funktionieren 
sollen und ob Kunden diese mittragen. Für Tankstellen mit vielen verschiedenen 
Verpackungstypen (Flaschen, Kanister, Becher, etc.) ist dies eine komplexe Herausforderung. 
Ohne praktikable Rückgabe- und Wiederverwendungssysteme könnten Einwegverpackungen 
weiterhin aus Gründen der Einfachheit dominieren. Damit würden die sinnvollen Umweltziele 
verfehlt und Unternehmen würden aber dennoch belastet. 
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III. Zusammenfassung: 
 
Wenn der Entwurf so in Kraft tritt, sind erhebliche organisatorische, finanzielle und rechtliche 
Anpassungen erforderlich. Insbesondere für kleine und mittlere Tankstellenunternehmen 
könnte der Aufwand so hoch sein, dass die Wirtschaftlichkeit  nicht unerheblich beeinträchtigt 
wird. Dies gilt vor allem bei Produkten mit niedrigem Umsatz und Verpackungen mit hohem 
Rücknahme-/Entsorgungsaufwand (Öl-/Chemie-Kanister, Flüssigkeiten, Mehrweg-
Alternativen). Gleichzeitig könnte der neue gesetzliche Rahmen nicht die erhofften 
Umweltwirkungen entfalten. Stattdessen würden Tankstellen mit Kosten und Bürokratie 
belastet, ohne dass praktikable Übergangsregelungen und finanzielle Anreize geschaffen 
werden. 
 
Die wesentlichen Kritikpunkte zielen darauf ab, dass der Entwurf, trotz sinnvoller Umweltziele, 
für Tankstellen erhebliche rechtliche, organisatorische und wirtschaftliche Belastungen mit 
sich bringen könnte, ohne dass klare Regelungen existieren. Zudem ist der zeitliche und 
praktische Umsetzungsrahmen nicht ausreichend. Besonders problematisch sind 
insbesondere  
 

➢ unscharfe Definitionsgrenzen,  
➢ hohe Kosten für Rücknahme und Recycling,  
➢ administrative Komplexität und  
➢ das Risiko von Wettbewerbsverzerrung. 

 
Wir fordern daher verlängerte Übergangsfristen, klarere Definitionen, praktikable 
Rücknahmekonzepte und finanzielle Anreize für kleine und mittelständische 
Tankstellenunternehmen. Andernfalls besteht das Risiko, dass Nachhaltigkeitsziele durch 
mangelnde Umsetzung konterkariert werden.  
 
Für Fragen stehen wir sehr gern zur Verfügung. 
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Kontakt 
 

RA Elmar Kühn  

Hauptgeschäftsführer 

E-Mail: kuehn@uniti.de 

Tel.: +49 (0)30/755 414-300 

 

RA Markus Robrecht 

Leiter Recht 

E-Mail: robrecht@uniti.de  

Tel.: +49 (0)30/755 414 – 406 

Über UNITI 

Der UNITI Bundesverband EnergieMittelstand e.V. repräsentiert in Deutschland rund 90 Prozent 

des mittelständischen Energiehandels und bündelt die Kompetenzen bei Kraftstoffen, 

Brennstoffen sowie Schmierstoffen. Täglich frequentieren über 4,3 Millionen Kunden die ca. 8.650 

Straßentankstellen der UNITI-Mitgliedsunternehmen, welche ca. 62 Prozent des 

Straßentankstellenmarktes ausmachen. Mit etwa 3.700 freien Tankstellen sind bei UNITI zudem 

fast 70 Prozent der freien Tankstellen organisiert. Überdies versorgen die UNITI-Mitglieder etwa 

20 Millionen Menschen mit Wärme. Die Verbandsmitglieder decken rund 95 Prozent des 

Gesamtmarktes für flüssige und feste Brennstoffe ab. Ebenso zählen mit einem Marktanteil von 

über 95 Prozent die meisten Schmierstoffhersteller und Schmierstoffhändler in Deutschland zum 

Verband. Die rund 1.000 Mitgliedsfirmen von UNITI erzielen einen jährlichen Gesamtumsatz von 

etwa 95 Milliarden Euro und beschäftigen rund 100.000 Arbeitnehmer in Deutschland.  

Lobbyregister-Nr. im Lobbyregister beim Deutschen Bundestag: R002822 

 


